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Beitragsfunktionen:

      LANDTAG: Irritation über Enquetekommission
Kritik an Oppositionsentwurf

POTSDAM - Noch hat die Opposition offiziell nichts erklärt. Sie hüllte sich auch gestern in Schweigen, wie der konkrete Auftrag für ihre Enquetekommission zur Aufarbeitung der SED-Diktatur in Brandenburg in den Nachwendejahren aussehen soll. Trotzdem schlägt CDU, FDP und Grüne Empörung entgegen. Der Grund: Brisante Details sind längst in die Öffentlichkeit gesickert und haben Irritationen ausgelöst – vor allem zur Eigentumsordnung der Landwirtschaft.

Ein dreiseitiger Entwurf, der von den drei oppositionellen Fraktionen erst kommenden Dienstag präsentiert werden soll, kursiert bereits im Landtag. Die Kommission soll demnach unter anderem herausfinden, ob es beim Übergang von der SED-Diktatur zum Rechtsstaat „Versäumnisse und Fehlentwicklungen“ gab. Gegebenenfalls sollen diese korrigiert werden. Untersucht werden soll auch der Umgang mit Stasi-Verstrickungen Anfang der 90er Jahre im Landtag, „Belastungen aus Funktionärstätigkeit oder andere Handlungen“, aber auch die Personalpolitik bei Polizei, Justiz und Bildung in den Nachwendejahren. Ein Thema soll auch der Landbesitz sein, so die Frage, ob die Ansprüche von Eigentümern und landlosen Bauern im Verhältnis zu den Nachfolgebetrieben der früheren Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG) ausreichend berücksichtigt wurden.

SPD-Fraktionschef Dietmar Woidke erklärte gestern, dass sich für ihn der Eindruck aufdrängt, „dass Teile der Opposition die Aufarbeitung missbrauchen wollen, um die Ergebnisse der Bodenreform wieder in Frage zu stellen“. Alle Diskussionen und Entscheidungen zur landwirtschaftlichen Struktur seien lange abgeschlossen. „Die Opposition wirkt auf ihrer Suche nach einer Zielsetzung für die Enquetekommission inzwischen ein wenig ratlos.“ 

Der neue Agrarminister, Jörg Vogelsänger (SPD), meinte, es stelle sich die Frage, ob die landwirtschaftlichen Besitzverhältnisse überhaupt in die Enquetekommission gehörten. Der Landesbauernverband verurteilte „aufs Schärfste“, wenn mit dem Antrag „Unfrieden in die Dörfer getragen, Aufbauleistungen geschmälert und Alteigentümer wieder in alte Rechte eingesetzt werden sollen“. 

SPD und Linke haben mit ihrer Mehrheit nur die Möglichkeit, den Untersuchungsauftrag „zu erweitern“. So sieht es das Gesetz vor. Davon will Rot-Rot unbedingt Gebrauch machen. Wenn denn die Opposition ihren Untersuchungsauftrag offiziell vorlegt. (Von Igor Göldner)

